
4. Zur Zeit ist beim Obersten Gericht ein Kassations­
verfahren anhängig — 1 Za 62/54 —, das die Umwand­
lung in einem Falle behandelt, in dem die BGL erst 
nach Ablauf der in § 11 Abs. 2 der KündVO vorge­
schriebenen einwöchigen Frist die Zustimmung zu 
einer fristlosen Entlassung erklärt hat.

C. Mit allen diesen Entscheidungen und den unter 
Mitwirkung der Gerichte abgeschlossenen Vergleichen, 
die von der Zulässigkeit der Umwandlung einer frist­
losen Entlassung in eine fristgemäße Kündigung aus­
gehen, wird also erreicht, daß der Kündigende eine zu 
Unrecht ausgesprochene fristlose Entlassung nicht zu­
rückzunehmen und den zu Unrecht fristlos entlassenen 
Arbeiter oder Angestellten auch nicht in den Betrieb 
wieder einzustellen braucht. Dabei wird dem Entlasse­
nen lediglich der Arbeitslohn für die Dauer der 14tägi- 
gigen Kündigungsfrist zugestanden und der Ersatz des 
meist sehr viel größeren Dohnausfalls verweigert, der 
regelmäßig dadurch entsteht, daß erst nach monate­
langem gerichtlichen Verfahren die Unbegründetheit 
der ausgesprochenen fristlosen Entlassung festgestellt 
wird. Nicht selten aber wird sogar — wie auch die oben 
angeführten Beispiele erkennen lassen — unter Aus­
nützung der Umwandlung von seiten des kündigenden 
Betriebes der Zweck verfolgt, durch den Ausspruch der 
fristlosen Entlassung die Auflösung eines Arbeitsrechts­
verhältnisses ohne Mitwirkung der BGL zu erreichen, 
obwohl die BGL im Interesse des Arbeiters oder Ange­
stellten bereits die Zustimmung zur fristgemäßen Kün­
digung versagt hatte.

II
Die Auffassung von der Zulässigkeit der Umwand­

lung einer fristlosen Entlassung in eine fristgemäße 
Kündigung haben die Arbeitsgerichte auf verschiedene 
Weise begründet:

1. Obwohl nach dem geltenden Recht die aus dem 
Kapitalismus stammende Auffassung, eine fristlose Ent­
lassung führe auf alle Fälle, auch wenn sie nicht ge­
rechtfertigt ist, eine Beendigung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses herbei, auch von den Arbeitsgerichten als 
absolut unvertretbar erkannt wird, haben doch einige 
Arbeitsgerichte zur Rechtfertigung der Umwandlung 
den Standpunkt vertreten, daß in der fristlosen Ent­
lassung der Wille zur fristgemäßen Lösung des Arbeits­
rechtsverhältnisses mitenthalten sei.

Ein anderer Teil versucht, den Rechtsgedanken aus 
§ 140 BGB auf die fristlose Entlassung anzuwenden. 
Danach soll die Umwandlung zulässig sein, wenn anzu­
nehmen ist, daß der kündigende Betrieb statt der frist­
losen Entlassung die fristgemäße Kündigung ausge­
sprochen hätte, falls ihm schon im Zeitpunkt der Ent­
lassung der Mangel in dem Entlassungsgrund aus § 9 
der KündVO bekannt gewesen wäre. Den völlig anderen 
Grundlagen unseres Arbeitsrechts gegenüber denen des 
kapitalistischen Arbeitsrechts versuchen die Gerichte 
durch die Forderung Rechnung zu tragen, daß die Um­
wandlung immer nur dann erfolgen dürfe, wenn der 
geltend gemachte Entlassungsgrund auch als Grund für 
eine fristgemäße Kündigung angesehen werden könne 
und kein Verstoß gegen die sozialen oder demokra­
tischen Grundsätze des § 10 der KündVO vorliege.

2. Mit derartigen Auffassungen ist die Vorstellung 
verbunden, daß bei der vom Gericht von Amts wegen 
vorgenommenen Umwandlung die Entscheidung nicht 
in den Händen der Parteien liege, sondern Sache des 
angerufenen Gerichts sei; damit sei die Gefahr einer 
willkürlichen Benachteiligung des Werktätigen ausge­
schlossen. Woher dieses Recht des Richters abgeleitet 
wird, eine derartige Umwandlung — noch dazu ohne 
einen Antrag der Parteien — vorzunehmen, wird in den 
Entscheidungen nicht gesagt. In diesem „Umwandlungs­
recht“ des Gerichts versuchen einige Gerichte die Be­
gründung dafür zu finden, daß für die Umwandlung 
die nach § 11 der KündVO vorgeschriebene Zustim­
mung der BGL zu einer Kündigung in diesen Fällen 
nicht erforderlich sei. Alle diese Ansichten sollen eine 
Rückwirkung der im Wege der Umwandlung gefunde­
nen fristgemäßen Kündigung auf den Zeitpunkt der 
fristlosen Entlassung rechtfertigen. Es handele sich 
eigentlich nicht um eine Rückbeziehung, sondern um 
eine Konsequenz aus der Umwandlung.

Ohne jede Begründung behaupten die Vertreter dieser 
Auffassung, die Umwandlung berücksichtige die Inter­
essen beider Parteien. Wenn jedoch durch die Erklä­
rung der Unwirksamkeit einer fristlosen Entlassung 
dem Betrieb umfangreiche Regreßansprüche drohten, 
müßten die Interessen des Betriebes geschützt werden.

3. Schließlich wird auch noch die Auffassung vertre­
ten, es könne mit einer fristlosen Entlassung auch eine 
fristgemäße Kündigung für den Fall wirksam verbun­
den werden, daß die Voraussetzungen für eine fristlose 
Entlassung später als nicht gegeben erachtet werden. 
Mit der Zustimmung zu der fristlosen Entlassung habe 
die BGL auch die Zustimmung zur fristgemäßen Kündi­
gung erteilt.

III
Entscheidend dafür, daß die Umwandlung einer frist­

losen Entlassung in eine fristgemäße Kündigung als 
ungesetzlich abzulehnen ist, ist die Erkenntnis, daß 
unser demokratisches Arbeitsrecht aus den sozial-öko­
nomischen Verhältnissen unserer Entwicklung ent­
standen ist, wie sie oben dargelegt worden ist, und 
dieser Entwicklung zu dienen hat. Unser Arbeitsrecht 
ist von Grundsätzen getragen, die mit den Auffassun­
gen des kapitalistischen Arbeitsrechts schlechthin un­
vereinbar sind. Auf diesen Grundsätzen ist der Kündi­
gungsschutz unseres Arbeitsrechts aufgebaut. Die frist­
gemäße Kündigung ist die normale Form der rechts­
geschäftlichen Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnis­
ses. Aber auch sie ist nach § 38 Buchst, b des Gesetzes 
der Arbeit ohne gleichzeitige Angabe von Gründen 
rechtsunwirksam. Darüber hinaus ist im § 10 der 
KündVO bestimmt, daß die Kündigung eines Arbeits­
rechtsverhältnisses unwirksam ist, nicht nur wenn sie 
gegen die Verfassung, gegen gesetzliche, kollektivver­
tragliche bzw. tarifvertragliche Bestimmungen verstößt, 
sondern auch dann, wenn sie die sozialen oder demo­
kratischen Grundsätze des Arbeitslebens verletzt. In 
jedem Falle bedarf auch die fristgemäße Kündigung, 
sofern sie von der Betriebsleitung oder dem Betriebs­
inhaber ausgeht, nach § 11 der KündVO der Zustim­
mung der BGL, die vor der Kündigung erteilt sein 
muß. In dieser gesetzlichen Regelung findet das Mitge­
staltungsrecht und die Mitverantwortlichkeit der Ge­
werkschaft besonderen Ausdruck.

Ebensowenig berücksichtigen die gerichtlichen Ent­
scheidungen und Vergleiche, die die Umwandlung oder 
Umdeutung einer fristlosen Entlassung in eine frist­
gemäße Kündigung für zulässig halten, die Existenz 
und die Aufgaben der Konfliktkommissionen, die durch 
Verordnung vom 30. April 1953 (GBl. S. 695) geschaffen 
worden sind, um Streitfälle aus einem Arbeitsrechts­
verhältnis nach Möglichkeit ohne gerichtliche Mitwir­
kung innerhalb des Betriebes oder der Verwaltung bei­
zulegen. Das den Vertretern der Belegschaft in den 
Konfliktkommissionen zustehende Entscheidungsrecht 
wird von dieser fehlerhaften gerichtlichen Praxis genau 
so wenig beachtet wie das Zustimmungsrecht der BGL 
nach § 11 der KündVO.

Allen Entscheidungen und vor den Arbeitsgerichten 
abgeschlossenen Vergleichen, denen die Auffassung zu­
grunde liegt, daß die Umwandlung einer fristlosen Ent­
lassung in eine fristgemäße Kündigung zulässig sei, 
liegt die allerdings nicht ausgesprochene und wohl auch 
nicht bewußte Ansicht zugrunde, daß allein der erkenn­
bare Wille der Kündigenden, das Arbeitsrechtsverhältnis 
zu beenden, entscheidend sei und daß demgegenüber die 
Rechte der Werktätigen und der Gewerkschaft in den 
Hintergrund zu treten hätten. Wenn dieser Standpunkt 
auch auf das verständliche Bestreben der Arbeitsgerichte 
zurückzuführen ist, den volkseigenen Betrieben größere 
Ausgaben zu ersparen, so kann er doch nicht gebilligt 
werden. Er unterscheidet sich im Ergebnis nicht von dem 
„Herr-im-Hause-Standpunkt“ des ehemaligen Reichs­
arbeitsgerichts, das dem kapitalistischen Arbeit­
geber auf jeden Fall das Recht garantierte, lästige 
Arbeiter — vor allem bei Streikgefahr die führenden 
Kräfte der organisierten Arbeiterschaft — auf die 
Straße werfen zu können, wenn nur der Wille, das 
Arbeitsrechtsverhältnis unter allen Umständen zu be­
enden, genügend deutlich erklärt worden war.

Verschieden vom kapitalistischen Arbeitsrecht sind 
besonders die Grundsätze unseres Arbeitsrechts, die die
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